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In den letzten zwölf Monaten haben sich die Konflikte zwischen Serbien und dem Kosovo mehrfach
verschärft, nachdem sich die Lage über viele Jahre hinweg beruhigt zu haben schien. Diese
Spannungen entstanden vor allem wegen drei Themen. Die Medien und Politiker im Westen gehen
nur selten auf die Einzelheiten ein, sondern ziehen es vor, immer wieder das gleiche Narrativ zu
verbreiten: Die Serb:innen wollen nur Ärger machen. Sie können immer noch nicht akzeptieren,
dass der Kosovo für sie verloren ist, das Ergebnis der Kriege der 1990er Jahre, der Nato-
Intervention und der einseitigen Unabhängigkeitserklärung von 2008. Die Botschaft der Medien
lautet, dass hinter all dem Ärger die Russ:innen stecken, die immer bereit sind, einen Krieg
anzuzetteln. Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass die Dinge alles andere als einfach sind und die
gegensätzlichen Rechte und Interessen der Kosovar:innen und der serbischen Minderheiten schwer
zu lösen sind. Darüber hinaus sind die Ziele und Maßnahmen der EU und der USA in keiner Weise
geeignet, dem Balkan Frieden und Fortschritt zu bringen.

November und Dezember 2022: Straßensperren, Nummernschilder und
Kommunalwahlen

Letztes Jahr begannen militante Aktivist:innen aus Serbien, drei Grenzübergänge zu blockieren,
darunter auch Merdare, einen wichtigen Transitknotenpunkt. Dabei wurden sie offensichtlich von
der Regierung in Belgrad unterstützt, denn die serbische Polizei griff in keiner Weise ein. Die
Regierung in Pristina schloss daraufhin im Gegenzug die Grenzen.

Hintergrund ist die Tatsache, dass die Bewohner:innen der Städte und Dörfer mit serbischer
Bevölkerungsmehrheit noch immer die alten serbischen Nummernschilder verwenden. Der Kosovo
hatte dies bisher geduldet. Serbien hingegen hatte die kosovarischen Nummernschilder toleriert,
wenn sie durch eine zusätzliche befristete Papplizenz zum Preis von 2 Euro abgedeckt waren.

Am 22. Dezember erklärte der Premierminister des Kosovo, Albin Kurti, dass die serbischen
Nummernschilder nicht mehr akzeptiert würden. Serbien reagierte sofort und ließ keine Fahrzeuge
mit kosovarischen Kennzeichen mehr über die Grenze. Neben den gegenseitigen Straßensperren
wurden die Armeen in Alarmbereitschaft versetzt und die EU und die USA entsandten ihre
Diplomat:innen dorthin.

Die EU zwang Kurti zum Rückzug

Bei den Kommunalwahlen in Bezirken mit serbischer Mehrheit, die am 18. Dezember 2022
stattfanden, rief die nationalistische serbische Partei zum Boykott auf, was von den serbischen
Wähler:innen weitgehend befolgt wurde. Dies führte dazu, dass Albaner:innen in Städten und
Dörfern, in denen sie eine kleine Minderheit darstellen, gewählt wurden. Außerdem traten alle
öffentlichen Bediensteten wie Richter:innen und Polizeichef:innen von ihren Ämtern zurück. Die
Regierung in Pristina reagierte darauf, indem sie sie durch staatstreue Personen albanischer
Abstammung ersetzte. Ein ehemaliger Polizist wurde wegen eines Angriffs auf die Wahlkommission
verhaftet.

Im Frühjahr kam es erneut zu Zusammenstößen, doch die schwersten Auseinandersetzungen fanden
im September 2023 statt, als rund 30 schwer bewaffnete Kämpfer:innen aus Serbien ein Kloster in
der Nähe von Mitrovica besetzten. Die kosovarische Polizei und serbische Truppen schalteten sich
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ein und 4 Menschen wurden getötet.

All diese Spannungen haben sich entwickelt, während die Verhandlungen zwischen den beiden
Ländern unter Kontrolle der EU fortgesetzt wurden.

Abkommen von Ohrid

Bereits im Januar 2023 verpflichteten die EU-Staats- und Regierungschefs Kurti und den serbischen
Staatspräsidenten Vucic in dem berühmten Badeort Ohrid im Süden Nordmazedoniens, ein
Abkommen zu akzeptieren, das ihre Diplomat:innen bereits ausgearbeitet hatten.

Das „Abkommen über den Weg zur Normalisierung zwischen Kosovo und Serbien“, kurz Ohrid-
Abkommen genannt, wurde laut EU (und Wikipedia) von der Europäischen Union „vermittelt“.
Vermittlung ist per Definition ein Prozess, in dem ein oder mehrere „Vermittelnde“ versuchen, einen
Konflikt zu lösen, indem sie beide Seiten eines Konflikts herausfinden lassen, was für sie am
wichtigsten ist, und sie so bereitmachen, die Ziele ihrer Gegner:innen teilweise zu akzeptieren.
Vermittelnde sollten natürlich neutral sein und keine eigenen Interessen hegen.

In Ohrid waren weder die EU-Führer:innen neutral noch wollten Kurti und Vucic dieses Abkommen.
Obwohl beide versprachen, es am 27. Februar 2023 mündlich zu akzeptieren, wurde das Abkommen
bis heute nicht unterzeichnet.

Dahinter steckt ein Manöver beider Seiten. Vucic hat mündlich zugestimmt, aber nie ein Papier
unterzeichnet. Kurti sagte und sagt, er würde unterschreiben, um seinen guten Willen gegenüber
der EU und den USA zu zeigen, verließ sich aber auf die Weigerung von Vucic, dies zu tun, um es
nicht selber tun zu müssen.

Das Abkommen verpflichtet Serbien nicht ausdrücklich, den Kosovo als unabhängigen Staat
anzuerkennen, aber es hindert es daran, sich dem Zugang des Kosovo zu internationalen
Organisationen wie dem Europarat, der Europäischen Union oder der NATO zu widersetzen.
Außerdem muss Serbien die nationalen Symbole, Pässe, Diplome und Kfz-Kennzeichen des Kosovo
anerkennen.

Das Kosovo muss ein gewisses Maß an Selbstverwaltung für seine serbischstämmigen
Einwohner:innen gewährleisten. Eine solche Gemeinschaft oder Assoziation sollte 2015 offiziell im
Rahmen des kosovarischen Rechtsrahmens eingerichtet werden, aber ihre Gründung wurde wegen
Konflikten über den Umfang ihrer Befugnisse verschoben. Im Rahmen eines von der Europäischen
Union vermittelten Normalisierungsabkommens, das von den Staats- und Regierungschefs des
Kosovo und Serbiens im März 2023 angenommen wurde, sollte das Kosovo unverzüglich in einen
Dialog mit der EU eintreten, um ein gewisses Maß an Selbstverwaltung für seine serbischstämmige
Gemeinschaft zu gewährleisten.

Als die Verhandlungen und Kämpfe weitergingen, waren es die Staats- und Regierungschef:innen
der EU selbst, die am 26. Oktober 2023 einen Entwurf für ein Statut zur Bildung eines Verbands der
Gemeinden mit serbischer Mehrheit im Kosovo vorlegten, und die Staats- und Regierungschefs des
Kosovo und Serbiens erklärten sich bereit, ihre Verpflichtungen umzusetzen. Aber wieder einmal
scheiterte es. Noch ist nichts unterschrieben. Die Formulierungen des Textes sind immer noch von
keiner Seite veröffentlicht worden.

Grundlegende Konflikte

Die Position Vucics ist klar: Nach internationalem Recht ist die einseitige Abtrennung eines



Staatsgebiets illegal und das Kosovo gehört letztlich zu Serbien. Dabei wird Serbien von Spanien
und anderen Ländern unterstützt, die befürchten, dass sich Regionen abspalten und für unabhängig
erklären könnten, wie Katalonien oder Euskadi (das Baskenland) im Falle Spaniens.

Serbien wird auch von Ländern wie Russland aus geostrategischen Gründen unterstützt. In der
Frage des Selbstbestimmungsrechts vertritt Russland im Falle der Krim, die 2014 ein Referendum
zur Loslösung von der Ukraine abhielt, oder der Donbass-Republiken genau das Gegenteil. Es
erübrigt sich zu sagen, dass die USA, Deutschland und die meisten anderen westlichen
Imperialist:innen das Selbstbestimmungsrecht im Falle der Krim oder des Donbass grundsätzlich
ablehnen, nicht nur mit der Begründung, dass die Referenden demokratisch waren oder nicht.

Die zweite Frage ist, was eine solche Gemeinschaft von Gemeinden mit serbischer Mehrheit
bedeutet. Kosovo befürchtet, dass sie eine fortgesetzte serbische Einmischung in die nationale
Politik bedeutet, indem sie die serbischen Minderheiten als ihre Werkzeuge benutzt. Beispiele dafür
liegen nicht weit entfernt. In Bosnien und Herzegowina werden der kroatische und serbische Teil
der Bevölkerung von nationalistischen Parteien geführt, die direkt von Kroatien und Serbien
kontrolliert werden. Aber auch die Aufteilung Bosniens in ethnische Einheiten und die Föderation
durch EU und USA im Dayton-Abkommen ermöglicht es diesen imperialistischen Mächten, das Land
dauerhaft wie eine Kolonie zu kontrollieren. Generell ist die Taktik der Instrumentalisierung von
Minderheiten in vielen Ländern immer wieder angewandt worden.
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Ein Blick auf die Karte der vorgeschlagenen Assoziation im Kosovo zeigt, dass sie aus dem Norden
des Landes besteht, wo die Serb:innen eine starke Mehrheit haben, und einigen
unzusammenhängenden Regionen im Süden, wo es keine klare Mehrheit gibt. Die Karte wurde auf
Grundlage einer Volkszählung im Jahr 2011 erstellt, die weitgehend boykottiert wurde, sowie
Annahmen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Die einzige
halbdemokratische Abstimmung bzw. das einzige Referendum war eine Abstimmung der
Goran:innen-Minderheit, einer slawischsprachigen muslimischen Bevölkerungsgruppe, im November
2013, in der der Wille zum Ausdruck gebracht wurde, der vorgeschlagenen Gemeinschaft serbischer
Gemeinden beizutreten. Dies war jedoch die einzige Ausnahme von der Regel.

Die andere offene Frage in Bezug auf diese Struktur ist ihr Zweck. Dient sie dem kulturellen
Austausch oder soll sie eine offizielle staatliche Struktur sein? Es sind nicht viele Informationen
verfügbar, aber die EU plant, dass diese Vereinigung für Bildung, Kultur und Gesundheit zuständig
sein soll. Da die kleinste dieser Regionen jedoch weniger als 2.000 Einwohner:innen zählt, bestehen
Zweifel an der Realisierbarkeit einer solchen Einrichtung. Sie könnte immer noch zu einem Weg für
die Teilung des Kosovo werden.

Das Projekt der EU, das auch von den USA und der NATO unterstützt wird, ist für die
Nationalist:innen auf beiden Seiten mehr oder weniger unannehmbar: Für die serbischen
Nationalist:innen würde es bedeuten, dass sie die Illusion aufgeben müssten, Kosovo sei eine
„Provinz Serbiens“. Für das Kosovo würde es bedeuten, einige Enklaven in seinem Land zu haben,
die außerhalb der Gesetzgebung und der Herrschaft der staatlichen Exekutive stehen und jederzeit
für Provokationen genutzt werden könnten.

Vucic und Kurti haben den EU-Machthaber:innen gegenüber immer wieder Ja gesagt, aber gehofft,
dass der andere Nein sagen wird. Vucic steht in seinem Land unter großem Druck, er kann es sich
nicht leisten, die Unterstützung der nationalistischen Rechten zu verlieren. In Belgrad gab es in den
letzten Monaten zahlreiche Proteste, und er setzt bewusst auf die nationalistische Agenda, um
seinen Posten zu retten.

Deshalb rief Vucic zu Neuwahlen auf, die am 17. Dezember stattfanden. Vucics Partei gewann diese
Wahlen und besiegte die liberale Opposition. Es gibt Behauptungen über Unregelmäßigkeiten, aber
das Wahlergebnis ist eindeutig. Die Position von Vucic ist jetzt stärker.

Kurti hat die meisten der von ihm versprochenen sozialen Leistungen nicht erbracht, und die
wirtschaftliche Lage verschlechtert sich aufgrund der weltweiten Krisen. Natürlich ist er auch ein
erbitterter Nationalist, aber als Teil seines „linken Bonapartismus“ befürwortet er nicht nur die
„Unabhängigkeit“ von Serbien, sondern gibt auch vor, von der imperialistischen Vorherrschaft der
USA und der EU unabhängig zu sein, und sein Widerwille, sich dem Diktat der EU zu unterwerfen,
hat seine Unterstützung im Kosovo erhöht.

Imperialistische Interessen

Der gesamte Prozess macht auch deutlich, wo die Interessen der USA und der EU liegen. Die USA
wollen ein Abkommen, das dem Kosovo den Beitritt zur NATO ermöglicht. Sie unterhalten bereits
einen großen Militärstützpunkt im Kosovo in der Nähe der Stadt Ferizaj. Der Stützpunkt ist eine Art
„Forward Operating Site“, die quer durch den vom US-Geheimdienst so bezeichneten Bogen der
Instabilität verläuft und bis zu 7.000 Soldat:innen für direkte Interventionen in der Region
aufnehmen kann.



Die EU will keinen Krieg in der Region, aber auch keinen stabilen Frieden. Das jahrhundertealte
Konzept der imperialistischen Mächte, die Völker des Balkans in einem Dauerkonflikt zu halten und
sie gegeneinander auszuspielen, funktioniert für sie auch heute noch. In der gegenwärtigen
Situation konzentrieren sich die EU-Führer:innen ganz auf die Ukraine, Moldawien (Republik
Moldau) und den Krieg gegen Russland. Sie wollen sich einfach nicht um den Balkan kümmern und
werden das Ergebnis der serbischen Wahl sicher als Ausrede dafür nehmen.

Ein geringeres Interesse besteht darin, die beiden Politiker loszuwerden. Die USA haben Kurti
immer gehasst, weil er nicht so einfach zu handhaben war wie seine Vorgänger, und haben bereits
einen parlamentarischen Putsch organisiert, um ihn loszuwerden oder zumindest zu zähmen. Die EU
würde sich sehr gerne Vucics entledigen. Daher sind beide beteiligten Mächte froh, sie vor ihrem
Volk zu demütigen.

Demokratie und Sozialismus

Ein unterdrücktes Volk oder eine nationale Minderheit hat das Recht auf Selbstbestimmung. Dies ist
die einzige Garantie gegen Diskriminierung und Unterdrückung. Das gilt für die Albaner:innen im
Kosovo, die das Recht hatten, sich von Serbien abzuspalten, genauso wie für die Krim, den Donbass,
Katalonien oder Tschetschenien. Die Frage, ob das unterdrückende Land (oder seine Verfassung)
dies anerkennt, ist irrelevant. Im Gegenteil: Die Nichtgewährung des Selbstbestimmungsrechts stellt
bereits eine Form der Unterdrückung dar. Dieses demokratische Grundrecht muss vor allem von der
Arbeiter:innenklasse und der marxistischen Linken verteidigt werden. Sie können sich von den
Interessen der nationalen Bourgeoisie in jedem Land oder jeder Nationalität befreien, die letztlich
immer versucht, ein gewisses Maß an Kontrolle und Ausbeutung zu etablieren. Alle nach dem Zerfall
Jugoslawiens entstandenen Republiken liefern den Beweis dafür, einschließlich der Gründung des
Kosovo selbst und der Entwicklung der UCK-Führer:innen von „Freiheitskämpfer:innen“ zu
Mafiabossen im Dienste der USA und EU.

Dies zeigt, dass die rein demokratische Forderung nach Selbstbestimmung und dem Recht auf
Abspaltung keine endgültige Lösung verkörpert, solange Ausbeutung und Unterdrückung
fortbestehen, und dies wird der Fall sein, solange Kapitalismus und Imperialismus die Welt
beherrschen. In der gegebenen Situation verteidigen wir das Recht der Mitrovica-Region, sich vom
Kosovo abzuspalten, angesichts der Diskriminierung, der Serb:innen und andere Minderheiten heute
im Kosovo ausgesetzt sind. Aber weder für die Wirtschaft noch irgendeinen anderen Aspekt der
Gesellschaft ist ein solcher Zersplitterungsprozess für sich genommen eine dauerhafte,
längerfristige Perspektive. Unter einer bürgerlich-nationalen Führung in Serbien würde sich die
nationale Unterdrückung höchstwahrscheinlich wieder gegen die albanische Minderheit richten.

Deshalb müssen Sozialist:innen den Kampf gegen nationale Unterdrückung mit einem Programm für
die Zukunft des gesamten Balkans verbinden, das letztlich mit dem Sturz des Kapitalismus und der
Ausbeutung verbunden ist. Seit mehr als hundert Jahren wird dies in der Losung einer „Föderation
der sozialistischen Balkanstaaten“ ausgedrückt.

Heute müssen Sozialist:innen im Kosovo, in Serbien und im Rest der Welt das Recht der
Kosovar:innen verteidigen, ihren eigenen, von Serbien unabhängigen Staat zu gründen, sollten aber
gleichzeitig gegen jede Diskriminierung von Serb:innen, Roma/Romnja und anderen Minderheiten in
diesem Staat kämpfen. Ebenso sollten sie sich gegen die Diskriminierung von Albaner:innen,
Bosnier:innn usw. in Serbien wenden. Es ist besonders notwendig, die Arbeiter:innenklasse für diese
Ziele zu gewinnen, denn alle Unterdrückung, Diskriminierung und nationalen Konflikte dienen
letztlich der herrschenden Klasse für ihre Ausbeutung und politischen Manöver.



Sozialistische Föderation der Balkanstaaten

Selbst die demokratischsten Forderungen können angesichts der katastrophalen Lage in allen
Ländern des Balkans und ihrer totalen wirtschaftlichen Abhängigkeit vom ausländischen, vor allem
EU-Kapital, keine positive soziale und wirtschaftliche Perspektive bieten.

Es ist notwendig, dass Sozialist:innen aus allen Balkanländern die nationalistischen Ansichten, die
die letzten Jahrzehnte dominiert haben, überwinden und ein Programm für die Region und alle ihre
Völker entwickeln, das politische und wirtschaftliche Perspektiven verbindet.

Schlüsselelemente eines solchen Programms müssen sein:

Recht auf Selbstbestimmung. Gleiche Rechte für alle Völker, Anerkennung der vollen
demokratischen Rechte aller Minderheiten (z. B. Verwendung ihrer Muttersprache in
Schulen oder öffentlichen Einrichtungen).

Kostenlose und qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung und Bildung für alle,
Verstaatlichung aller betroffenen Einrichtungen.

Renten, die einen angemessenen Lebensunterhalt ermöglichen. Für ein Programm
öffentlicher Arbeiten zur Schaffung von Arbeitsplätzen für alle zu einem von der
Arbeiter:innenbewegung festgelegten Lohnsatz, der an die Inflation gekoppelt ist.

Um die Produktivität der Landwirtschaft nachhaltig zu steigern, sind
Bäuer:innenkooperativen mit staatlicher Unterstützung notwendig.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung und Ausplünderung; Streichung der
Schulden der Länder.

Enteignung des gesamten Großkapitals, ob ausländisch oder einheimisch, um die
Infrastruktur zu entwickeln und die Produktion zu planen. Wiederverstaatlichung aller
privatisierten Dienstleistungen unter Arbeiter:innenkontrolle, nicht in den Händen von
Staatsbürokrat:innen.

Für Arbeiter:innenregierungen, die sich auf Räte der werktätigen Massen und eine
bewaffnete Miliz stützen. Für eine Sozialistische Föderation auf dem Balkan.



Für revolutionäre Parteien der Arbeiter:innenklasse und eine Internationale, die für
ein solches Programm der permanenten Revolution kämpft.

Der andauernde Konflikt zwischen dem Kosovo und Serbien und die Unfähigkeit der nationalen
Regierungen und der ausländischen Imperialist:innen, eine zufriedenstellende Lösung
voranzutreiben, könnte eine gute Gelegenheit für Sozialist:innen bieten, sich mit ihren Vorschlägen
auf einer solchen internationalistischen Grundlage Gehör zu verschaffen.


